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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
 
 
 
 
 
Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 8 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Stefan
Kaufmann, Dr. Heinz Riesenhuber, Albert
Rupprecht (Weiden), weiterer Abgeordneter
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Ab-
geordneten Dr. Martin Neumann (Lausitz),
Patrick Meinhardt, Dr. Peter Röhlinger, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Gestaltung der zukünftigen europäischen
Forschungsförderung der EU (2014-2020)

– zu dem Antrag der Abgeordneten René Röspel,
Dr. Ernst Dieter Rossmann, Dr. Hans-Peter
Bartels, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion SPD sowie der Abgeordneten Krista Sager,
Sylvia Kotting-Uhl, Birgitt Bender, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Stärkung des Europäischen Forschungs-
raums – Die Vorbereitung für das 8. For-
schungsrahmenprogramm in die richtigen
Bahnen lenken

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Petra
Sitte, Agnes Alpers, Dr. Martina Bunge, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Europäische Forschungsförderung in den
Dienst der sozialen und ökologischen Er-
neuerung stellen

– Drucksachen 17/5492, 17/5449, 17/5386,
17/5802 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Dr. Stefan Kaufmann
René Röspel
Dr. Martin Neumann (Lausitz)
Dr. Petra Sitte
Krista Sager 

Es ist vorgesehen, hierzu eine Dreiviertelstunde zu
debattieren. – Dazu sehe und höre ich ebenfalls keinen
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die Bun-
desregierung der Parlamentarische Staatssekretär Thomas
Rachel.

Thomas Rachel, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die Europäische Union ist ein großer Frie-
dens- und Freiheitsraum. Europa ist ein großer Binnen-
markt für Waren und Dienstleistungen. Europa ist der
uns verbindende Kulturraum, der die Vergangenheit und
die Zukunft prägen wird. Europa muss aber auch ein
Raum für Forschung und Innovation sein. Deshalb hat
die Bundesregierung sehr frühzeitig damit begonnen,
sich an der Diskussion über die Fortentwicklung des
8. Forschungsrahmenprogramms mit eigenen program-
matischen Vorstellungen zu beteiligen.

Mit ihrem Grünbuch hat die Europäische Kommission
zu Beginn dieses Jahres die Debatte darüber angestoßen,
wie Forschung und Innovation in einem gemeinsamen
strategischen Rahmen zu einem stärker wissensbasierten
und nachhaltigen Wachstum beitragen können. Die Bun-
desregierung befürwortet diesen integrativen Ansatz, den
wir auch in der Hightech-Strategie der Bundesregierung
vertreten, und setzt auf einheitliche Fördermodalitäten.
Sie will, dass wir keine starren, sondern flexible Regelun-
gen bekommen, um neue Chancen und Herausforderun-
gen in einem kontinuierlichen Prozess aufgreifen zu kön-
nen.

Ich freue mich, dass sich die im Bundestag vertrete-
nen Fraktionen über die herausragende Bedeutung von
Forschung und Entwicklung einig sind. Ich sehe viele
Parallelen in den Anträgen der Fraktionen, zum Beispiel
in der Fokussierung auf die großen gesellschaftlichen
Herausforderungen, in dem klaren Bekenntnis zum Vor-
rang der Verbundforschung als dem Kernstück der euro-
päischen Forschungsförderung sowie in der Forderung
nach einer deutlichen Vereinfachung der Förderverfah-
ren. Gerade in dieser Vereinfachung entscheidet sich die
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Akzeptanz des 8. Forschungsrahmenprogramms in unse-
ren Ländern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Darüber hinaus freuen wir uns über die große Zustim-
mung der christlich-liberalen Koalition zur Orientierung
der künftigen europäischen Forschungspolitik am Exzel-
lenzprinzip. Mit dem exzellenzgetriebenen Forschungs-
rahmenprogramm haben wir in Europa eine weltweit an-
erkannte Marke etabliert. Daher ist es unverständlich,
dass aus den Reihen der Opposition eine Abschwächung
des Exzellenzprinzips zugunsten von Kohäsionszielen
angestrebt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Anstatt die für den Erfolg des Rahmenprogramms
notwendige Exzellenz der europäischen Forschung
durch Kohäsionsziele zu verwässern, sollten wir gerade
mithilfe des Strukturfonds Brücken für eine bessere Be-
teiligung strukturschwacher Regionen am Forschungs-
programm bauen. Den Weg der Angleichung der euro-
päischen Forschungslandschaft auf einem mittelmäßigen
Niveau werden wir nicht mitgehen; denn ein solcher
Weg nützt weder den europäischen noch den deutschen
Interessen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf verwei-
sen, dass keineswegs alle neuen Mitgliedstaaten im Rah-
menprogramm unterrepräsentiert sind. Es besteht viel-
mehr ein sehr uneinheitliches Bild in der Beteiligung der
Mitgliedstaaten. Unsere Analysen zeigen, dass das er-
folgreiche Einwerben von Fördermitteln im europäischen
Wettbewerb maßgeblich von der jeweiligen Ausgestal-
tung der regionalen und nationalen Politik abhängt.

Wir sind bereit, in der nächsten Förderperiode unse-
ren Beitrag für eine Heranführung der im Programm bis-
lang unterrepräsentierten Regionen zu leisten. Wir sind
hier für kreative und innovative Ideen offen. Hier sind
Lösungsansätze denkbar, die eine Art Hilfestellung für
Einrichtungen und Unternehmen aus den neuen Mit-
gliedstaaten darstellen. Eine Vermischung des Exzel-
lenzprinzips mit dem Kohäsionsprinzip in einem einzi-
gen Programm ist aus unserer Sicht jedoch kein
gangbarer Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das Forschungsrahmenprogramm ist ein wichtiges
Instrument für ein wissensbasiertes, nachhaltiges und in-
tegratives Wachstum. Deshalb werden wir einer Ent-
kopplung von wirtschaftlichen und forschungspoliti-
schen Zielsetzungen, wie sie die Fraktion Die Linke
fordert, nicht zustimmen. Sie steht auch im fundamenta-
len Widerspruch zur Europa-2020-Strategie. Wir wollen
uns sowohl den Herausforderungen der Gesellschaft
stellen als auch gleichzeitig neue Wachstumspotenziale
ermöglichen. Aus dem Gemeinsamen wird der Mehr-
wert für die Europäische Union.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Euro-
päische Forschungsrat hat die grundlagenorientierte Pio-
nierforschung in der europäischen Forschungslandschaft
nach vorne gebracht. Konzipiert als wissenschaftsgelei-
tetes Förderprogramm für exzellente und unabhängige
Forschung, gehört der Europäische Forschungsrat be-
reits jetzt zu den herausragenden neuen Elementen des
europäischen Forschungsraums. Durch einen Impuls von
Bundesforschungsministerin Annette Schavan während
der deutschen EU-Präsidentschaft ist dieser Europäische
Forschungsrat geschaffen worden.

Der ERC stärkt den innereuropäischen Exzel-
lenzwettbewerb um die besten Köpfe in ganz Europa
und trägt so auch zur Attraktivität des Europäischen For-
schungsraums für Forscherinnen und Forscher – übri-
gens auch aus Drittstaaten – bei. Dies wollen wir stär-
ken. Der ERC muss der Leuchtturm der europäischen
Grundlagenforschung sein.

Die Opposition hat Angst vor einem klaren Exzel-
lenzprinzip im 8. Forschungsrahmenprogramm.

(Lachen der Abg. Priska Hinz [Herborn]
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Priska Hinz
[Herborn] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das stimmt überhaupt nicht!)

Für uns dagegen ist Exzellenz die entscheidende Grund-
lage für die Wettbewerbsfähigkeit und die Zukunftsfä-
higkeit dieser Europäischen Union.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Voraussetzung für den Erfolg des Gemeinsamen Stra-
tegischen Rahmens für Forschung und Innovation ist
zweifellos eine gesamteuropäische Diskussion über die
Schwerpunkte im europäischen Haushalt. Wir wollen
eine Neuausrichtung des EU-Haushalts zugunsten der
Zukunftsinvestitionen und zugunsten von Forschung und
Innovation. Dafür setzen wir uns ein. Das sollte unser
gemeinsames Ziel sein.

Die Bundesregierung wird die Aufgabe der Sicherung
der wissenschaftlichen und technologischen Leistungs-
fähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit Europas mit ihrer
klaren Programmatik voranbringen, sodass wir die Zu-
kunft für die Menschen in Europa gemeinsam erfolg-
reich gestalten können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. –

Als Nächster hat unser Kollege René Röspel für die
Fraktion der Sozialdemokraten das Wort. Bitte schön,
Kollege René Röspel.

(Beifall bei der SPD)

René Röspel (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Das 7. Forschungsrahmenprogramm ist ein tat-
sächliches Schwergewicht in der europäischen Politik –
nicht nur wegen seines finanziellen Volumens von
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54 Milliarden Euro, das hier bereitgestellt wird, sondern
gerade auch wegen seines Inhalts. Es geht nämlich um
die Förderung europäischer Forschungspolitik und For-
schungsvorhaben.

Mittlerweile haben glücklicherweise viele Länder
verstanden – Deutschland schon länger –, wie wichtig
Bildung, Forschung und Innovationen sind – nicht nur in
Deutschland, sondern auch in Europa.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen ist es sehr gut, dass sich der Deutsche Bun-
destag und die Bundesregierung in diesem Jahr schon
seit längerer Zeit damit befassen, die Erstellung des
8. Forschungsrahmenprogramms zu begleiten und die
Weichen frühzeitig zu stellen. Das 8. Forschungsrah-
menprogramm wird nämlich eine ähnlich wichtige Be-
deutung wie das 7. Forschungsrahmenprogramm haben.
Deswegen wäre es gut und angemessen gewesen, wenn
wir als Deutscher Bundestag eine gemeinsame, klare
Position entwickelt und nach Brüssel gesandt hätten, um
deutlich zu machen, was Deutschland für richtig und
sinnvoll hält.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das wäre möglich gewesen. Herr Rachel, Sie haben
die Gemeinsamkeiten angesprochen. Es gibt viele Ge-
meinsamkeiten aus deutscher Sicht, die sicherlich alle
Fraktionen in einem klaren, knappen Antrag unterschrie-
ben hätten.

Wir alle wollen, dass das 8. FRP finanziell mindes-
tens genauso stark ausgestattet wird wie das 7. For-
schungsrahmenprogramm; vielleicht könnte man den
Etat sogar erhöhen. Wir sind überzeugt, dass das Pro-
gramm „Verbundforschung“, in dem verschiedene Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler aus allen europäi-
schen Ländern miteinander ein Thema bearbeiten,
erfolgreich war. Wir sehen, dass der Europäische For-
schungsrat, wo Fördergelder nach Exzellenz, also nach
wissenschaftlicher Qualität, an junge Nachwuchswissen-
schaftler oder erfahrene Wissenschaftler vergeben wer-
den, ein erfolgreiches Projekt ist, vergleichbar der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft. Wir alle sind überzeugt
– das wäre ein weiterer Punkt –, dass Wissenschaftlerin-
nen stärker gefördert werden müssen, als es jetzt der Fall
ist, nicht nur in Deutschland, sondern auch auf europäi-
scher Ebene.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
Abg. Dr. Petra Sitte [DIE LINKE])

Wir wissen, dass der wissenschaftliche Nachwuchs bes-
ser gefördert werden muss. Ein letztes Beispiel: Ja, wir
brauchen eine Vereinfachung der Verfahren bei den eu-
ropäischen Fördermitteln, nicht nur bei der Antragstel-
lung, sondern auch bei der Abrechnung.

Das alles hätten wir in einen gemeinsamen interfrak-
tionellen Antrag kleiden können. Das wäre ein starkes
Signal an Brüssel gewesen. Wir hätten sagen können:
Das deutsche Parlament will diese Kernforderungen im
8. Forschungsrahmenprogramm verwirklicht sehen. –
Leider ist das nicht gelungen. Wir als SPD, als Opposi-
tion, waren dazu bereit, ein gemeinsames Paket zu
schnüren. Ich kenne die Schwierigkeiten, die eine Regie-
rungskoalition hat. Aber wir haben in der letzten Legis-
laturperiode durchaus gezeigt, dass es von Regierungs-
seite möglich ist, etwas Gemeinsames dort zu machen,
wo es sinnvoll ist. Jetzt aber werden die Bundesrepublik
Deutschland, das deutsche Parlament als zersplittert
wahrgenommen, weil es unterschiedliche Anträge und
einen Antrag, der die Mehrheit finden wird, gibt. Das
finde ich sehr schade, und das ist dem Thema nicht ange-
messen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Allerdings gibt es auch eine Reihe von Unterschieden
in der Bewertung.

(Dr. Stefan Kaufmann [CDU/CSU]: Das ist 
der Grund!)

– Nein, die hätte man in anderen Anträgen aufgreifen
können. Bei den vielen Gemeinsamkeiten hätten wir
schon einen guten Antrag auf den Weg bringen können. –
Die Differenzen will ich benennen. Gerade ist das Exzel-
lenzprinzip angesprochen und Rot-Grün der Vorwurf ge-
macht worden, wir wollten mit unserem Antrag das Ex-
zellenzprinzip aufweichen. Das ist zwar ein interessanter
rhetorischer Versuch, aber es ist genau umgekehrt.
Schauen wir uns den Antrag der CDU/CSU an – den
kann man übrigens gut knicken –

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

und was in ihm über Exzellenz steht. Wir betonen in un-
serem rot-grünen Antrag ausdrücklich das Bekenntnis zur
Exzellenz. Wir sagen, dass es unbestritten ist, dass Exzel-
lenz, also die wissenschaftliche Qualität, das bestim-
mende Prinzip sein muss, aufgrund dessen Fördermittel
vom Europäischen Forschungsrat vergeben werden müs-
sen. Was steht aber im Antrag der CDU/CSU? Wenn das
Exzellenzprinzip verwässert wird, dann in diesem Papier.
Auf Seite 2 steht, dass Exzellenz das wichtigste Krite-
rium sei, an anderer Stelle, dass Exzellenz Priorität habe
und das ausschließliche Kriterium sei. In Punkt 3 aber
schreiben Sie, es sei die „Marktrelevanz bei der Vergabe
von Fördermitteln zu berücksichtigen, damit die For-
schungsförderung einen noch größeren Beitrag zur wirt-
schaftlichen Wettbewerbsfähigkeit leisten kann …“. Auf
Seite 4 wird es noch toller. Dort steht, die Marktrelevanz
sei neben dem Exzellenzkriterium wichtig, und vor allem
müssten die Forschungsprojekte bereits am Anfang stär-
ker auf ihre Marktrelevanz geprüft werden – nicht auf die
Exzellenz, sondern auf die Marktrelevanz. Das finde ich
allerdings schon sehr spannend. Sie sind es, die das Ex-
zellenzprinzip verwässern, weil Sie ein neues Kriterium
einführen, die Marktrelevanz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)
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Ich will Ihnen sagen, warum diese Abkehr einen rich-
tig großen Fehler darstellt. Ich will zwei Beispiele nen-
nen. 

Erstes Beispiel. Wenn Sie Exzellenz als wichtiges
Kriterium sehen, aber Marktrelevanz berücksichtigen,
dann setzen Sie das Ziel, dass das Forschungsrahmen-
programm einen Beitrag zur, wie Sie sagen, wirtschaftli-
chen Wettbewerbsfähigkeit leisten soll. Wir allerdings
sehen – so habe ich die Leitlinien der Bundesregierung
und auch die Europäische Kommission und das Parla-
ment verstanden – das Forschungsrahmenprogramm als
einen Beitrag, die großen Herausforderungen unserer
Gesellschaft zu bewältigen: Klima, Energie, Umwelt-
schutz, Gesundheit, demografische Veränderung und Al-
ter. Es ist also die Frage zu stellen, was wir tun und wie
wir forschen müssen, damit Menschen gesünder leben
und damit sie im Alter länger fit bleiben.

Das alles kann dazu führen, dass dabei marktrelevante
Produkte herauskommen. Aber das ist nicht das Kernziel.
Das kann nach unserer Auffassung auch dazu führen, dass
Sozial- und Geisteswissenschaften stärker berücksichtigt
werden und nicht nur technologische Forschung betrie-
ben wird. Sie erreichen also das Ziel, das wir verfolgen,
nämlich die großen Herausforderungen in den Bereichen
Gesundheit und Umwelt anzunehmen, überhaupt nicht,
wenn Sie Marktrelevanz als zusätzliches Kriterium ein-
führen.

Zweites Beispiel. Wenn, wie Sie schreiben, vor jeder
Förderung eines Forschungsprojektes die Marktrelevanz
geprüft werden muss, bedeutet das den Tod von Grund-
lagenforschung.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei Grundlagenforschung kann Marktrelevanz nämlich
nicht nachgewiesen werden. Auch bei Forschung im Ge-
sundheitsbereich, bei der es ja darum geht, die Situation
von Menschen zu verbessern, weiß man nicht, ob am
Ende ein marktrelevantes Produkt herauskommt. Ich
finde – das war vielleicht der Grund, warum der Rede-
beitrag der Bundesregierung gleich am Anfang kam –,
dass Sie vom Exzellenzprinzip tatsächlich in einer fal-
schen Weise Abschied nehmen. Das bedauern wir sehr.

Einen weiteren Differenzpunkt möchte ich noch ab-
schließend nennen – meine Redezeit läuft ab –: Wir glau-
ben, dass die geforderte Energiewende es nötig macht,
auf europäischer Ebene über Veränderungen bei der For-
schungsförderung im Energiebereich nachzudenken, und
zwar hin zu mehr Klimaforschung und zur Erforschung
von erneuerbaren Energien und von Energieeffizienz. Da-
mit können wir die großen Herausforderungen, vor denen
sich Europa und Deutschland gestellt sehen, auch besser
angehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Vizepräsident Eduard Oswald:
Wir danken Ihnen, Herr Kollege. – Als Nächster

spricht für die FDP-Fraktion unser Kollege Professor
Dr. Martin Neumann. Bitte schön, Kollege Neumann,
Sie haben das Wort.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Martin Neumann (Lausitz) (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Die zentrale Frage, die sich hier im Saal stellt,
ist die Frage nach den Merkmalen des weiteren Ausbaus
des Europäischen Forschungsraums. Wenn man sich die
Anträge anschaut – wir haben ja gestern im Ausschuss
sehr ausführlich darüber gesprochen –, dann stellt man
fest, dass wir in der Tat recht dicht beieinanderliegen,
einmal abgesehen vom Antrag der Linken. Dazu gibt es
tatsächlich deutliche Differenzen.

Ich will an dieser Stelle einen ganz wichtigen Punkt
hervorheben: Wir haben ein unterschiedliches Verständ-
nis von der Zielstellung. Wir wollen mit unserem Antrag
nicht erreichen, dass es ein europäisches Forschungssys-
tem gibt, sondern wir wollen einen gemeinsamen Euro-
päischen Forschungsraum definieren. Das ist ein ganz
gravierender Unterschied. Worin besteht der Unter-
schied? Wir wollen, dass die Mitgliedstaaten, also auch
wir und damit unser Forschungsstandort Deutschland,
selbst für die Leistungsfähigkeit der nationalen For-
schungssysteme Verantwortung übernehmen. Das heißt,
wir wollen primär in den nationalen Forschungssystemen
die Schwerpunktsetzung, die Gestaltung der Forschungs-
infrastruktur, die Förderung von wissenschaftlichem
Nachwuchs und – das ist ganz wichtig und wird auch im-
mer wieder angesprochen – die Partizipation von Frauen
in der Wissenschaft vornehmen. Das Forschungsrahmen-
programm der EU ist also als gemeinsame Initiative ge-
dacht, unter dessen Dach die Koordinierung und Verzah-
nung der jeweiligen nationalen Forschungsstandorte und
-strukturen stattfindet.

Ein weiterer Punkt ist ganz deutlich hervorzuheben:
Bei den Veranstaltungen in Brüssel, die wir gemeinsam
besucht haben, haben wir festgestellt, dass die Vereinfa-
chung ein ganz wichtiges Kriterium ist. Viele Partner,
die sich an diesen Programmen beteiligen wollen, stöh-
nen nämlich immer wieder darüber, dass alles sehr
schwierig ist. Wenn man schon weiß, dass das For-
schungsrahmenprogramm sehr schwierig ausgestaltet
ist, dann darf man die Programme nicht noch weiter
überladen. Das genau tun Sie aber, wenn Sie fordern,
dass weitere Dinge aufgenommen werden, zum Beispiel
das Kriterium der Forschungsstrukturförderung für ex-
zellenzschwache Regionen bei der Vergabe von Förder-
mitteln. Wir wollen nicht – das will ich hervorheben,
weil es für uns wichtig ist –, dass die Kohäsionspolitik
entscheidend bei der Vergabe von Fördermitteln sein
soll.

Wir haben gestern im Ausschuss sehr ausführlich da-
rüber gesprochen, dass für die Kohäsionspolitik in Eu-
ropa eine Vielzahl von Instrumenten und Fördermitteln
vorgesehen ist, die dann natürlich auch von den jeweili-
gen Ländern für die Förderung der Forschungsinfra-
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struktur verwendet werden können. Ich möchte deshalb
nochmals ganz deutlich auf den Kohäsionsfonds hinwei-
sen, der ausreichend Mittel bereithält, um exzellenz-
schwache nationale Forschungssysteme besser aufzu-
stellen und leistungsfähiger zu machen. Dieser Punkt ist
für uns sehr wichtig, und ihn möchten wir an dieser
Stelle sehr deutlich hervorheben. Nur so ist es nach un-
serer Auffassung möglich, dass der Europäische For-
schungsrat auch in Zukunft Erfolge und hervorragende
Leistungen erzielt.

In der gestrigen Ausschusssitzung ist von Ihnen, Frau
Sager, und gerade auch von Herrn Röspel das Kriterium
der Marktrelevanz als Widerspruch dargestellt worden.
Wir finden, dass sich dieses Kriterium in den Zusam-
menhang der Verbundforschung einfügt und dass es kein
Widerspruch ist, wie Sie es hier dargestellt haben. Wir
wollen, dass in der Forschung – das muss man an dieser
Stelle noch einmal deutlich sagen; Staatssekretär Rachel
hat es ebenfalls hervorgehoben – ausschließlich das Ex-
zellenzkriterium gilt, während bei der Entwicklung die
Marktrelevanz neben der Exzellenz berücksichtigt wer-
den muss. Das Kriterium der Marktrelevanz steht also
aus unserer Sicht in keinem Widerspruch zu den anderen
Kriterien, sondern trägt vor dem Hintergrund der Europa-
2020-Strategie zu der Schaffung der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit mittels wirtschaftlicher Innova-
tion bei.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD-Frak-
tion, Sie meinen, wir müssten auch im Forschungsrah-
menprogramm berücksichtigen, wie man schwächere
Partner einbeziehen kann. Das war, glaube ich, der Kern
Ihrer Ausführungen. In dem bilateralen Twinning-Pro-
gramm werden Fördermittel an exzellenzstarke Partner
vergeben, die dann innerhalb des Programms schwä-
chere Partner und Regionen mitnehmen, sodass die
schwächeren Partner durch die Kooperation wachsen
können. Vielleicht ist das Twinning-Programm somit
auch die Antwort auf Ihre Frage, wie man die struktur-
schwachen Regionen besser fördern und sie möglicher-
weise in die Entwicklung mit einbeziehen kann.

Der Gedanke der Kooperation und Partnerschaft
steckt nicht nur – das ist ein ganz wichtiger Punkt – in
dem bilateralen Twinning-Programm. Ich möchte hier
einen weiteren Schwerpunkt nennen, der diesen Gedan-
ken beinhaltet, nämlich die Verbundforschung, die ins-
besondere die Zusammenarbeit von Hochschulen, For-
schungseinrichtungen und der Wirtschaft, vor allem mit
den kleinen und mittleren Unternehmen, anstrebt.

Genau diese Kooperationen sind nach meiner persön-
lichen Überzeugung Innovationstreiber für den europäi-
schen Markt. Deshalb benötigen diese Projekte unsere
politische Rückendeckung.

Zu Beginn ist hier die Frage gestellt worden, warum
wir keinen gemeinsamen Antrag gestellt haben. Ich habe
gerade auf die wesentlichen Unterschiede hingewiesen.
Ich möchte an dieser Stelle hervorheben, dass es nicht
sein kann, dass wir unserer Bundesregierung für diese
Diskussion in Europa einen Minimalkonsens an die
Hand geben. Vielmehr wollen wir einen starken Antrag
haben. Dabei sind das Exzellenzkriterium und die
Marktrelevanz entscheidend und zentral, und nur unter
Berücksichtigung dieser Kriterien hätte möglicherweise
ein konsensfähiger Antrag entstehen können.

Wir haben einen konsistenten Antrag vorgelegt und
die Gründe genannt, warum wir Ihre Anträge ablehnen
werden. Wenn Ihnen an einem politischen Signal in
Richtung Europa gelegen ist, wie Sie es im Ausschuss
geäußert haben, lade ich Sie sehr herzlich ein, sich unse-
rem Antrag anzuschließen.

(René Röspel [SPD]: Umgekehrt wäre es auch 
möglich!)

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Herr Kollege Professor Neumann. –

Jetzt spricht für die Fraktion Die Linke unsere Kollegin
Dr. Petra Sitte. Bitte schön, Frau Kollegin Dr. Sitte.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich kann,

glaube ich, mit meinem Beitrag sehr gut an die Rede von
Herrn Röspel anschließen. Die Diskussionen um das
8. Forschungsrahmenprogramm fallen immerhin in eine
Zeit, da sich existenzielle Fragen der Zukunft in einer
völlig neuen Schärfe stellen. Ob Finanzkrise, Klimawan-
del oder Fukushima – Störfälle und Krisen schrecken die
Menschen in der gesamten Welt auf. Es hat sich in dieser
Situation gezeigt, dass weder Politik noch Wissenschaft
zuverlässige Voraussagen und Handlungsoptionen zur
Beherrschung solch komplexer Systeme für Szenarien
des Zusammenbruchs bieten konnten. Tausende Opfer
heute und in der Zukunft sowie unabsehbare Folgen und
Kosten für die menschliche Gemeinschaft erfordern von
uns einen anderen Umgang mit entgrenzten Risiken. Es
kann hier also niemand mehr so tun, als hätten Wissen-
schafts- und Wirtschaftspolitik vor dem Hintergrund die-
ser Ereignisse kein massives Legitimationsproblem. Viel
zu groß ist der Vertrauensverlust.

Wissenschaft und Wirtschaft müssen Fragen einer zu-
tiefst verunsicherten und kritischen Öffentlichkeit in ei-
ner ganz neuen Dimension und Konsequenz beantwor-
ten. Vor diesem Hintergrund muss der bisherige Fort-
schrittskonsens neu diskutiert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Risikoforscher sprechen von einer weltweiten Gemein-
samkeit der Gefahr. Als Fazit formulieren sie die politi-
sche Vision: Kooperiere oder scheitere! Das deckt sich
zu 100 Prozent mit den Positionen der Linken. Im Um-
kehrschluss heißt doch Ihre Position zur Marktrelevanz
der Forschung nichts anderes als: Konkurriere und schei-
tere! Unser Antrag trägt deshalb die Überschrift „Euro-
päische Forschungsförderung in den Dienst der sozialen
und ökologischen Erneuerung stellen“.

(Beifall bei der LINKEN)
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Wissenschaft und Forschung können einerseits Eu-
ropa neue Perspektiven für eine moderne, sozial-ökolo-
gische, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung ge-
ben, andererseits entscheidende Beiträge zur gerechteren
Lösung gesellschaftlicher Konflikte über europäische
Grenzen hinaus leisten.

(Dr. Thomas Feist [CDU/CSU]: Das ist Karl 
Marx durch die Hintertür!)

Meine Damen und Herren von der Koalition, dafür brau-
chen wir sehr viel Exzellenz.

Wir haben nichts Geringeres als die Frage zu beant-
worten: Wie wollen wir und wie können wir in Zukunft
leben? Der Koalitionsantrag – das ist schon angedeutet
worden – folgt ziemlich unbeeindruckt der alten Logik,
als hätte es die Wirtschafts- und Finanzkrise nicht gege-
ben, als würde in Fukushima nicht immer noch der
Rauch aufsteigen. Das liest sich im Koalitionsantrag wie
folgt – ich zitiere –:

Die zukünftige Forschungs- und Innovationsförde-
rung muss … noch klarer … auf die technologische
Führungsrolle und die industrielle Wettbewerbsfä-
higkeit Europas ausgerichtet werden.

(Dr. Thomas Feist [CDU/CSU]: Darum geht 
es doch auch!)

An anderer Stelle heißt es:

Die Bemühungen Europas bei der Forschungs- und
Innovationsförderung sollen das Potenzial für wirt-
schaftliches Wachstum haben.

Es ist mir, ehrlich gesagt, schleierhaft, wie man glau-
ben kann, unter dieser Prämisse tatsächlich Lösungen für
die großen gesellschaftlichen Herausforderungen erar-
beiten zu können. Gerade dieses einseitige wirtschafts-
und technologiezentrierte Herangehen hat doch erst die
Konflikte hervorgebracht und sie verschärft.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Bundestag hat es unlängst für nötig erachtet, eine
Enquete-Kommission einzusetzen, die sich vor allem
mit der Frage beschäftigt, ob nicht gerade diese Wachs-
tumslogik eine zentrale Ursache der Probleme ist. Nach
Ansicht der Koalition soll die Wirtschaft nicht nur weiter
die Themen setzen, sondern sogar noch dominanter.
Wohl wahr: Das sehen wir ausdrücklich anders.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sagen: Öko-sozial statt marktradikal.

(Dr. Thomas Feist [CDU/CSU]: Ökokommu-
nismus!)

Die Linke will die Forschungsförderung – da kann ich
sehr schön an Herrn Röspel anschließen – konsequent an
den Großzielen bei der Armutsbekämpfung, der Gesund-
heit, der Ernährung sowie beim Klima- und Umwelt-
schutz ausrichten. Dabei ist insbesondere der Wissens-
transfer in ärmere Regionen der Erde auszubauen. Be-
zogen auf Osteuropa bedeutet das: Die osteuropäischen
EU-Mitglieder, die bisher weniger als 5 Prozent der EU-
Forschungsförderung erhalten, müssen deutlich stärker
eingebunden werden.

Des Weiteren soll die Energieforschung Innovationen
bei den erneuerbaren Energien und effizientere Spei-
chertechnologien liefern. Sozial- und Geisteswissen-
schaften sollen an Vorschlägen zur Konditionierung so-
zialer Sicherungssysteme arbeiten. Schließlich soll das
Programm zur Sicherheitsforschung konsequent zivil
ausgerichtet werden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Vor diesem Hintergrund ist die Technikfolgen- und Risi-
koabschätzung auch in Bezug auf Katastrophenmanage-
ment, Ursachenforschung, soziale Konflikte und ethi-
sche Fragen der Wissensanwendung erheblich auszu-
bauen.

Meine Damen und Herren, das europäische For-
schungsprogramm muss entscheidend dazu beitragen,
dass Globalisierung zu einem stärkeren gesellschaftli-
chen Ausgleich führt; es muss Impulse setzen. Die Ko-
operation muss gezielt gestärkt werden; denn – ich erin-
nere Sie an die Vision der Zukunftsforscher –: Wer nicht
kooperiert, der scheitert.

Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Petra Sitte für die

Fraktion Die Linke. – Jetzt spricht für die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen unsere Kollegin Krista Sager.
Bitte schön, Frau Kollegin Krista Sager.

Krista Sager (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das

7. Forschungsrahmenprogramm der EU hat gerade ein-
mal einen Anteil von 5,5 Prozent am jetzigen EU-Haus-
halt. Die 27 EU-Staaten sind weit davon entfernt, ihr
Ziel, 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Forschung
auszugeben, zu erreichen. Das wird dem Anspruch einer
wissensbasierten Gesellschaft und Ökonomie nicht ge-
recht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

– Da könnten ruhig alle klatschen.

Wenn wir uns anschauen, welche Steigerungsraten
andere Staaten im Forschungsbereich zu verzeichnen ha-
ben, dann müssten wir ein gemeinsames Ziel haben: Das
8. Forschungsrahmenprogramm muss im nächsten EU-
Haushalt einen größeren Stellenwert haben.

(Dr. Martin Neumann [Lausitz] [FDP]: Das 
haben wir gesagt!)

Wir sind weit davon entfernt, dass das eine Selbstver-
ständlichkeit ist. Das allein wäre schon ein ziemlich gu-
ter Grund dafür gewesen, dass sich der Bundestag in der
Forschungspolitik in einigen Punkten in einem gemein-
samen Antrag aufstellt.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Ich finde es wirklich bedauerlich, dass die Koalition das
noch nicht gelernt hat.

(Dr. Martin Neumann [Lausitz] [FDP]: Ihr 
könnt euch doch anschließen!)

Ich kann Ihnen sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der Koalition: In anderen Ausschüssen haben Ihre
Kolleginnen und Kollegen das bereits gelernt, und ich
hoffe, dass das bei Ihnen auch irgendwann einmal der
Fall sein wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN – Dr. Martin
Neumann [Lausitz] [FDP]: Wir werden immer
besser!)

Die europäischen Staaten stehen vor großen gemein-
samen Herausforderungen: Energiewende, Klimawan-
del, demografischer Wandel sind nur einige davon. Das
spricht dafür, dass wir größere Anstrengungen in der
Forschung brauchen. Das spricht aber auch dafür, dass
wir die gemeinsamen Forschungsanstrengungen stärker
auf diese Herausforderungen fokussieren. Das bedeutet
aber auch, dass wir uns von Ansätzen, die sich heute als
Fehlschläge und Fehlinvestitionen herausgestellt haben,
schleunigst verabschieden. Das Kernfusionsprojekt
ITER wird keinen Beitrag zur Energiewende leisten,
also müssen wir aussteigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Martin Neumann [Lau-
sitz] [FDP]: Das sehen wir anders!)

Der Euratom-Vertrag passt nach Fukushima noch weni-
ger in die Zeit als bisher, also müssen wir uns überlegen,
wie wir da herauskommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Diesen Überlegungen verweigern Sie sich bisher.

Wir stimmen in der Frage überein, dass die Verbund-
forschung und die Grundlagenforschung durch den Eu-
ropäischen Forschungsrat einen großen Beitrag zu einem
europäischen Mehrwert in der Forschung leisten. In die-
sem Punkt besteht kein Dissens.

(Dr. Martin Neumann [Lausitz] [FDP]: Rich-
tig! Genau!)

Herr Neumann, Herr Kaufmann und Herr Rachel, wenn
Sie das Hohelied des Europäischen Forschungsrates sin-
gen, entgegne ich Ihnen: Das Kriterium Marktrelevanz
darf dabei keine Rolle spielen. Vielmehr gilt das Krite-
rium Exzellenz, das heißt, es wird überprüft: Was sind
die vielversprechendsten Ansätze,

(Dr. Martin Neumann [Lausitz] [FDP]: Die 
Verbundforschung, Frau Sager!)

und wer sind die besten Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler? Die sollen zum Zuge kommen. Das ist ein
völlig anderes Kriterium als das der Marktrelevanz, das
Sie einführen wollen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Petra Sitte
[DIE LINKE])

Auch wir legen großen Wert darauf, dass die Geistes-
und Sozialwissenschaften in Zukunft sowohl in interdis-
ziplinären Projekten als auch auf eigenen Forschungs-
feldern einen Beitrag leisten und im Forschungsförder-
programm angemessen berücksichtigt werden. Aber
Forschung ist immer nur so gut wie die Forscherinnen
und Forscher. Deswegen finden wir es besonders wich-
tig, dass wir die Personenprogramme stärken, beispiels-
weise die Nachwuchsförderung über das Marie-Curie-
Programm, aber auch durch die personenbezogenen Pro-
gramme des Europäischen Forschungsrates. Wenn wir
die besten Köpfe und die besten Talente für die europäi-
sche Forschung gewinnen wollen, dann müssen wir da-
für sorgen, dass Frauen in der Europäischen Union stär-
ker an der Forschungsförderung beteiligt werden. Hier
brauchen wir mehr Verbindlichkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN – Dr. Martin
Neumann [Lausitz] [FDP]: Dann leisten Sie
einen Beitrag!)

Herr Rachel, wir wollen das Kriterium der Exzellenz
nicht aufgeben, wir wollen es in der Forschungsförde-
rung beibehalten. Es kann Ihnen aber doch nicht egal
sein, ob die Mitgliedstaaten, die bisher unterdurch-
schnittlich von der Forschungsförderung profitierten,
nach wie vor zu der Struktur dieser Programme und zu
diesen Kriterien stehen. Das heißt, Sie müssen ihnen
Brücken bauen. Ich halte es für einen Fehler der Bundes-
regierung, dass Sie innerhalb der Europäischen Union so
wenig bündnisfähig denken.

Dass mit Mitteln des Kohäsionsfonds die Forschungs-
infrastruktur gefördert wird, halte ich für selbstverständ-
lich, Herr Neumann. Wir schlagen zudem ein Programm
vor, mit dem wir dafür sorgen, dass Forscherinnen und
Forscher in den forschungsschwächeren Ländern eine
Chance bekommen, aus diesen Ländern heraus den An-
schluss an die Spitzenforschung auf europäischer Ebene
zu finden. Das ist mit Twinning nicht getan. Sie müssen
dafür sorgen, dass in diesen Ländern Forschung zu ver-
nünftigen Bedingungen betrieben werden kann. Das
würde für die Zukunft eine vernünftige Bündnispolitik
auf europäischer Ebene bedeuten, vor allem im Hinblick
auf den Europäischen Forschungsrat und die Exzellenz-
kriterien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich hoffe sehr, dass die Bundesregierung, die die Ver-
handlungen zum 8. Forschungsrahmenprogramm nun
sehr forciert angehen muss, wenigstens einige Vor-
schläge der Opposition mit auf den Weg nimmt. Ich
glaube, Sie wären damit gut beraten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)
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Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Frau Kollegin Krista Sager. – Jetzt für

die Fraktion der CDU/CSU unser Kollege Dr. Stefan
Kaufmann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Stefan Kaufmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine Damen und Herren! Mit dem vorliegenden An-
trag der Koalitionsfraktionen präsentieren wir der EU-
Kommission die Vorstellungen des Bundestages zur
Ausgestaltung der künftigen EU-Forschungsförderung.
Diese Stellungnahme erfolgt ganz bewusst – das muss
man auch einmal sagen – im Rahmen des nächste Woche
zu Ende gehenden Konsultationsprozesses. In den An-
trag sind im Übrigen zentrale Forderungen der deutschen
Forschungsorganisationen eingeflossen. Dies bestätigt
auch das am 16. April vorgelegte Papier der Allianz der
Wissenschaftsorganisationen, der ich an dieser Stelle
ausdrücklich für ihre konstruktive Unterstützung bei die-
sem Prozess danken möchte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Der Schwerpunkt des Nachfolgeprogramms zum
7. FRP wird weiterhin deutlich auf der Forschung liegen.
Doch begrüßen wir den im Grünbuch dargestellten koor-
dinierten Ansatz der Kommission von Forschung und
Innovation. Das ist ein neuer Ansatz; denn damit kann
die gesamte Wertschöpfungskette von der Grundlagen-
forschung bis zur Markteinführung aus einem Programm
gefördert werden. Es werden deutliche Synergieeffekte
erreicht. Dies dient letztlich der Stärkung der europäi-
schen Wettbewerbsfähigkeit. Dort, Herr Kollege Röspel,
spielt dann auch das Kriterium Marktrelevanz eine
Rolle. Das ist also kein Widerspruch.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was das Ganze mit Marktradikalität zu tun hat, Frau
Kollegin Sitte, vermag ich nicht zu erkennen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ziel muss es sein, das künftige Rahmenprogramm so
auszugestalten, dass Europa seine Spitzenstellung im
Bereich Forschung und Innovation beibehält und aus-
baut. Das ist kein Selbstläufer. Darin liegt die große He-
rausforderung für die EU in den beginnenden Etatbera-
tungen.

Wichtigste Forderung in unserer Stellungnahme ist
daher der Ruf nach einer deutlichen Erhöhung der Mittel
für die zukünftige Forschungsförderung. Ohne eine
deutliche Mittelerhöhung sind die ambitionierten Ziele
der Strategie „Europa 2020“ nicht zu erreichen. Folglich
hat der Industrieausschuss des Europaparlaments bereits
einstimmig eine knappe Verdoppelung der Mittel des
7. FRP auf zukünftig 100 Milliarden Euro gefordert.
Dies muss jedenfalls dann gelten, wenn die Finanzierung
der Großprojekte ITER und Galileo im Forschungsrah-
menprogramm verbleibt und nicht über einen eigenen
Haushaltstitel erfolgen wird.
Zweitens muss die Exzellenz – das wurde mehrmals
angesprochen – das wichtigste Kriterium bei der Ver-
gabe von Fördermitteln sein. Kohäsionsziele dürfen bei
der Forschungs- und Innovationsförderung keine Rolle
spielen. Bei der Forschung kann es nur um einen Wett-
bewerb zwischen Spitzenleistungen und Spitzenfor-
schung gehen. Forschungsmittel nach Regionen zu
verteilen oder eine Nivellierung in Europa bei der For-
schung anzustreben, kann und darf nicht unser Ziel sein.
Der Aufbau von Exzellenz in strukturschwachen Regio-
nen sollte einzig aus Mitteln der Kohäsionspolitik, das
heißt über die Strukturfonds, finanziert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die EU-Finanzmittel im Bereich der Kohäsionspoli-
tik sind mehr als sechsmal so hoch wie jene für die For-
schungsförderung. Diese Strukturfondsmittel müssen
derzeit zu mindestens 10 Prozent für Forschung ausge-
geben werden. Dementsprechend stehen ganz erhebliche
Summen für strukturschwache Mitgliedstaaten bereit,
um eine exzellente Forschungsinfrastruktur aufzubauen.
Ein ganz erfolgreiches Beispiel ist das ELI-Projekt, Ex-
treme Light Infrastructure. Das ist ein Laser-Infrastruk-
tur-Projekt, das sich momentan in Tschechien, Ungarn
und Rumänien im Aufbau befindet. Ein vierter Standort
wird gesucht. Hier wird eine gigantische Investition von
mehr als 700 Millionen Euro aus den Strukturfonds
finanziert. Das ist ein hervorragendes Beispiel, wie
durch Kohäsionsmittel Spitzenforschung in den neuen
Mitgliedstaaten geschaffen werden kann. Die besten
Wissenschaftler dieser Disziplin werden dorthin folgen
und weitere exzellente Forschungsbereiche aufbauen.
Das ist der Weg, den Staatssekretär Rachel hier beschrie-
ben hat: mithilfe der Strukturfonds Brücken für die
neuen oder für strukturschwache Mitgliedstaaten bauen.
Nur dann können wir den europäischen Forschungsraum
insgesamt stärken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dem gleichen Ziel dient das von uns vorgeschlagene
Twinning-Programm. Hier können echte Win-win-Situa-
tionen geschaffen werden, die ganz Europa stärken.

Drittens treten wir – das ist bereits deutlich gewor-
den – für eine deutliche Erhöhung des Etats des Europäi-
schen Forschungsrates ein. „Deutlich“ heißt – ich will
das einmal benennen – mindestens Verdoppelung, besser
eine Verdreifachung der Mittel.

(René Röspel [SPD]: Oha!)

Der Europäische Forschungsrat wurde der Deutschen
Forschungsgemeinschaft nachempfunden und ist in we-
nigen Jahren zu einer europäischen Forschungsmarke
geworden.

Viertens setzen wir uns für die Fortführung der Verbund-
forschung auf hohem Niveau ein. Die Verbundforschung
muss auch zukünftig Kernstück der Forschungsförderung
sein. Auch hier muss die Exzellenz ausschlaggebend
sein. Die Marktrelevanz soll zukünftig aber gerade bei
der Verbundforschung stärker berücksichtigt werden.

(René Röspel [SPD]: Was denn jetzt?)



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 108. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 12. Mai 2011 12381

(A) (C)

(D)(B)
Dr. Stefan Kaufmann

Weitere wichtige Forderungen in unserem Antrag
sind die finanzielle Aufstockung der Marie-Curie-Maß-
nahmen, die Vereinfachung der Antragsverfahren, kla-
rere Strukturen bei den Instrumenten und eine bessere
Vernetzung der Maßnahmen der EU einerseits und der
Mitgliedstaaten andererseits. Bei der Vereinfachung der
Antragsverfahren ist die Kommission bereits vorausge-
gangen. Sie hat im Januar Sofortmaßnahmen eingeleitet,
die unseres Erachtens allerdings nicht ausreichen, um
vor allem kleinen und mittleren Unternehmen die Bean-
tragung von Fördermitteln schmackhaft zu machen. Die
Antragsbearbeitungszeiten müssen deutlich verkürzt
werden. Als hervorragendes Beispiel dient das KMU-
Programm „Eurostars“.

Was wollen die Oppositionsfraktionen? Der Antrag
der Linken weist deutliche Unterschiede zu unserem auf.
Sie wollen in der Tat – das haben Sie hier nicht bestritten –
das Exzellenzkriterium aufweichen. Sie wollen die Mit-
tel aus dem Forschungsrahmenprogramm nach Kohä-
sionsgesichtspunkten verteilen. Damit würden Sie den
allermeisten deutschen Forschungseinrichtungen einen
Bärendienst erweisen. Wir müssen die Diskussion über
die Forschungsinfrastrukturen in den neuen und in den
strukturschwachen Mitgliedstaaten führen, aber nicht in
vorauseilendem Gehorsam und nicht zulasten der Spit-
zenforschung in Ostdeutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Mit einiger Freude habe ich den Antrag von Rot-Grün
zur Kenntnis genommen; auch das darf ich sagen, Frau
Kollegin Sager und Herr Kollege Röspel. In der Tat
stimmen unsere Forderungen weitgehend überein. Ihr
Vorschlag, strukturschwache Mitgliedstaaten durch den
Ausbau von Wissenschaftlerstipendien besser zu beteili-
gen, ist zwar gut, jedoch aus unserer Sicht nicht nachhal-
tig genug. In der Summe werten wir Ihren Antrag als
wichtiges Zeichen der Geschlossenheit in der Sache.

Ich bin überzeugt, dass wir mit unserem Antrag und
den darin enthaltenen umfassenden und konkreten Vor-
schlägen zur künftigen Ausgestaltung der Forschungs-
und Innovationsförderung in Europa einen konstruktiven
Beitrag zum Konsultationsprozess leisten. Lassen Sie
uns ein starkes Signal des Deutschen Bundestages nach
Brüssel senden. Ich lade Sie herzlich ein, zuzustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Sie haben rechtzeitig aufgehört; sonst wäre das starke

Signal des Präsidenten gekommen. Vielen Dank, Kol-
lege Dr. Kaufmann. – Jetzt für die Fraktion der Sozialde-
mokraten unser Kollege Michael Gerdes. Bitte schön,
Kollege Michael Gerdes.

(Beifall bei der SPD)

Michael Gerdes (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die gest-

rige Ausschusssitzung und die heutige Debatte zeigen,
dass die hier vertretenen Fraktionen durchaus ähnliche
Ansätze zur Zukunft der europäischen Forschungsförde-
rung verfolgen. Wir alle sind uns darin einig, dass der
Stellenwert von Forschung und Entwicklung stetig
wächst, und wir alle gehen davon aus, dass wirtschaftli-
ches Wachstum, sichere Arbeitsplätze und nachhaltiger
Wohlstand vor allem von wachsendem Wissen und Inno-
vationen abhängen.

Europa soll ein Forschungsraum sein, in dem intelli-
gente Lösungen für soziale und technische Probleme ge-
funden werden, ein Forschungsraum, in dem Wissen-
schaftler mobil und unter besten Bedingungen arbeiten,
ein Forschungsraum, in dem sich auch kleine und mitt-
lere Unternehmen in Forschungsprojekte einbringen
können.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb brauchen wir gut durchdachte Förderstrukturen.
Das gilt national, aber auch innerhalb der Europäischen
Union. „Gut durchdacht“ heißt einerseits, Schwerpunkte
zu setzen. Wir meinen damit die Suche nach Antworten
auf die großen Fragen unserer Zeit. Wie wir heute schon
hörten, sind das zum Beispiel die Energiewende, der Kli-
mawandel und vor allen Dingen die vielschichtigen
sozialen Herausforderungen. Das heißt, europäische For-
schungsförderung darf nicht nur auf technische Neue-
rungen, mehr Patente oder größeren Absatz von High-
techprodukten abzielen, sondern wir brauchen auch
Erkenntnisse im sozialwissenschaftlichen Bereich.

(Beifall bei der SPD)

Auf der anderen Seite müssen sich die steigende Be-
deutung von Forschung und Entwicklung sowie die an-
dauernden Rufe nach mehr Innovationen auch in der
Finanzplanung der EU widerspiegeln. Schaut man sich
die finanzielle Ausstattung der Forschungsrahmenpro-
gramme der EU an, fällt zunächst auf, dass in den
vergangenen Jahren durchaus immer mehr Geld bereit-
gestellt worden ist. Das Volumen des 7. Forschungsrah-
menprogramms ist im Vergleich zu seinem Vorgänger-
programm verdreifacht worden. Das ist auf den ersten
Blick beachtlich; aber in der Relation zu den Agraraus-
gaben der EU entspricht das Finanzvolumen für Wissen,
Forschung und Innovation keinesfalls unseren Vorstel-
lungen.

(Beifall bei der SPD)

Wir fordern in unserem Antrag eine größere finanzielle
Gewichtung des Forschungsbereichs. Hier stimmen wir
mit den Koalitionsfraktionen überein.

Wissenschaftliche Erkenntnisse und Innovationen
entstehen aber nicht allein durch Investitionen in For-
schungseinrichtungen oder Großprojekte. Innovationen
setzen auch eine gute allgemeine sowie berufliche Bil-
dung, lebenslanges Lernen, soziale Kompetenzen und
umfassende Infrastrukturen voraus. In dieser Hinsicht
gibt es noch erhebliche Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Mitgliedstaaten der EU.

Die europäische Forschungspolitik steht vor der gro-
ßen Herausforderung, innovationsstarke und innova-
tionsschwache Mitgliedstaaten zu koordinieren. Auf-
grund der unterschiedlichen Ausprägung der Bildungs-
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und Forschungslandschaft macht es durchaus Sinn, For-
schungspolitik und Strukturpolitik miteinander zu ver-
knüpfen. Exzellenz- und Spitzenforschung sind dringend
notwendig; dazu nimmt der Antrag von Rot-Grün aus-
drücklich Stellung. Andererseits müssen aber auch struk-
turschwache Regionen die Chance haben, gute Ideen
hervorzubringen und davon zu profitieren. Herr Staats-
sekretär Rachel, wir haben keine Angst. Exzellente For-
schung und Kohäsion müssen sich aus meiner Sicht
nicht ausschließen. Eine Forschungspolitik, die sich
allerdings ausschließlich auf Spitzenforschung und Ex-
zellenz konzentriert, würde das Wohlstandsgefälle inner-
halb der EU sicherlich verschlimmern. Das ist ange-
sichts der bestehenden Unterschiede zwischen West- und
Osteuropa politisch nicht wünschenswert.

Das Ziel der europäischen Forschungsförderung muss
heißen: Exzellenz auf der Grundlage von grenzüber-
schreitender Vernetzung und Interaktion. Die Stärke der
Forschungspolitik in der EU ist die Verbundforschung.
Diese muss in jedem Fall erhalten bleiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht um die Vermehrung von Wissen durch Koopera-
tion, es geht um das gegenseitige Lernen und um die Ar-
beit an gemeinsamen Herausforderungen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Wir haben zu danken. – Als Nächster spricht für die

Fraktion CDU/CSU unser Kollege Professor Dr. Heinz
Riesenhuber. Bitte schön, Herr Kollege.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Heinz Riesenhuber (CDU/CSU):
Hochverehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten

Damen! Liebe Kollegen! Über Europa kann man sich oft
ärgern. Wir haben den Tag mit einer Debatte über die
Probleme des Euro, über die Probleme Portugals und
Griechenlands begonnen. Jetzt reden wir über etwas, das
für Europa eine glanzvolle gemeinsame Vision darstellt.
Ich finde es beglückend, dass es hier ein so hohes Maß
an Übereinstimmung im Bundestag gibt.

(René Röspel [SPD]: Das beglückt auch 
mich!)

Lieber Herr Röspel, wenn die Differenzen nicht groß
sind, hätte es eigentlich möglich sein sollen, einen ge-
meinsamen Antrag einzubringen.

(René Röspel [SPD]: Völlig einverstanden! –
Priska Hinz [Herborn] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ach!)

Es ist, wenn die Differenzen so gering sind, auch mög-
lich, dass Sie unserem Antrag zustimmen.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
René Röspel [SPD]: Oder umgekehrt!)

Freunde, wenn ich hier versuche, die Differenzen zu be-
greifen, dann wird es für mich intellektuell schwierig. Es
ist eine Stärke unserer Forschungspolitik, dass wir sie
– auch über wechselnde Regierungen hinweg – dank der
Übereinstimmung in den wichtigen Fragen gemeinsam
vorangebracht haben.

Jetzt gibt es zusätzlich zu unserer nationalen For-
schungspolitik die europäische Forschungspolitik. Die
Ausgaben der europäischen Forschungspolitik bei uns
betragen etwa 2,5 Prozent der gesamten Forschungsmit-
tel in Deutschland pro Jahr. Das heißt, dass man die Mit-
tel gezielt dort einsetzen muss, wo sie einen strategi-
schen Zuwachs bewirken, wo sie etwas bewirken, das
man national nicht erreichen kann. Manche der Forde-
rungen, die vorgebracht wurden, sind richtig, aber nicht
unbedingt europäisch. Ich finde die Stärke der Geistes-
wissenschaften, Orientierungswissen zu vermitteln und
nicht nur allgemein zu spekulieren, großartig.

Ihr Beitrag kann gut sein, wenn es gelingt. Ob das in
einem europäischen Netzwerk besser aufgehoben ist als
im nationalen Netzwerk, bleibt abzuwarten. Wir alle
aber wissen: Es gibt auch bei europäischen Programmen
geistes- und sozialwissenschaftliche Begleitforschung.

(René Röspel [SPD]: Wir wissen es nicht, kön-
nen es aber auch nicht ausschließen!)

Wenn wir die Projekte anschauen, über die wir reden,
dann sieht man, dass sie alle einen faszinierenden Mehr-
wert haben. Sie haben das Ziel, eine europäische Wis-
sensgesellschaft zu schaffen. Sie sollen mit einer starken
Wissenschaft neue Produkte, neue Problemlösungen,
neue Dienstleistungen für die Märkte und damit neue
Arbeitsplätze in einer offenen und wettbewerbsstarken
Welt dauerhaft sichern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Verbundforschung ist gepriesen worden. Wir ha-
ben eine sehr reife und komplexe Forschungspolitik in
Deutschland. Über die Jahrzehnte haben viele in glanz-
voller Weise dazu beigetragen. Was in der Verbundfor-
schung an Modellen bei uns erarbeitet wurde, ist heute
auch Teil der europäischen Programme. Das gilt zum
Beispiel für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
zwischen Firmen, zwischen Wissenschaft und Unterneh-
men, wie wir sie in den 80er-Jahren im Rahmen von
EU REKA entwickelt haben. Die Verbundforschung ist
heute das Kernelement des 7. Forschungsrahmenpro-
gramms der EU.

Zu Recht ist auch auf die Kohäsionsmittel hingewie-
sen worden. Es sind nicht nur Mittel für Arme. Es gibt
auch hier in Deutschland starke Bundesländer. Nord-
rhein-Westfalen hat seine Innovationswettbewerbe 2007
bis 2013 mit weit über 600 Millionen Euro aus den Ko-
häsionsmitteln ausgerichtet. Freunde, nutzt das! Das
Geld ist da. Man muss es nur holen. Das ist eine Frage
der überlegenen wissenschaftlichen Intelligenz.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Ich spreche nicht über den Nachwuchs. Europa kann
einen Beitrag dazu leisten, mehr Frauen in den wissen-
schaftlichen Beruf und die jungen Leute in die MINT-
Fächer zu kriegen. Das ist eine der Aufgaben, die Europa
mit dem Marie-Curie-Programm angeht. Das ist aber
auch eine Aufgabe nationaler Natur. Die kleineren und
mittleren Unternehmen müssen stärker in die europäi-
sche Verbundforschung einbezogen werden. Wenn die
Bearbeitungszeit von Förderanträgen, wie der Bundesrat
bemängelt, im Schnitt wirklich 400 Tage beträgt, dann
muss ich sagen: Da kann kein Unternehmen überleben.
Der, der damit zu arbeiten versucht, macht sich zu einem
Staatsunternehmen. Der kann alles andere auf dem
Markt vergessen. Das heißt also: Hier müssen bessere
Strukturen hineingebracht werden, zum Beispiel durch
die zweistufige Antragsstellung. Diese Strukturen müs-
sen handhabbar sein und in kurzen Zeiten zu Entschei-
dungen führen. Man muss der Erste am Markt sein. Man
darf nicht der Letzte sein, nur weil man auf den Bearbei-
ter gewartet hat. Dies ist ein wesentlicher Punkt.

Ich möchte noch weitere Aspekte nennen: Der ERP/
EIF-Dachfonds zur Förderung von Wagniskapitalinves-
titionen in deutsche Technologieunternehmen wurde
2004 mit 500 Millionen Euro aufgelegt und im Jahre
2010 um weitere 500 Millionen Euro aufgestockt. Die
Hälfte des Kapitals kommt vom European Investment
Fund, EIF. Wir unterstützen die Vernetzung der europäi-
schen Strukturen, damit wir eine starke Infrastruktur be-
kommen. Ich möchte auch die Beratungsprogramme, die
europäischen Netzwerke, das Enterprise Europe Net-
work und die Zusammenfassung der Beratungen zu
möglichen Förderungsmöglichkeiten – nicht nur im Hin-
blick auf Programme, sondern auch im Hinblick auf
mögliche Partnerschaften – nennen.

All das ist eine komplexe Welt vielfältiger Möglich-
keiten. Frau Sager, ich zähle auch ITER dazu; denn die
Forschung ist nicht für heute, Forschung ist etwas für
morgen. Wenn wir in den 80er-Jahren nicht mit Begeis-
terung die Windenergie vorangebracht hätten, könnten
Sie heute Ihre Mühlen hier nicht bauen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das ist die Wahrheit. So werden wir heute am ITER ar-
beiten, damit in 30 Jahren glückliche Menschen sagen:
Frau Sager hat uns mit Leidenschaft unterstützt. Deshalb
kriegen wir Strom aus Kernfusion in einer Weise, die
umweltfreundlich und risikoarm ist. Daher werden wir
Frau Sager ein bronzenes Denkmal auf den Marktplatz
stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Hier entsteht große Vielfalt. Das gilt auch für Europas
Aktivitäten im Weltraum. Zum Beispiel wirkt man an
der Strukturierung im Rahmen von Galileo mit. Ich
würde mich freuen, wenn man hernach damit beginnen
würde, auch die marktgängigen Betriebssysteme mit
aufzubauen. Dass man sich an dieser Stelle beteiligt, ist
gut. In der Raumfahrt muss man ein Zusammenspiel
zwischen Europa und der ESA organisieren. Die starken
ESA-Strukturen müssen allerdings erhalten bleiben. Bei-
des gehört nämlich zusammen. Hier spielt man ein ge-
meinsames Spiel.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Wir könnten Ihnen ewig zuhören.

(Zurufe von der CDU/CSU: Wir auch! – 
Oh ja!)

Dr. Heinz Riesenhuber (CDU/CSU):
Dann tun Sie es.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und
der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Das war mein erster Versuch, Kollege Riesenhuber.

Dr. Heinz Riesenhuber (CDU/CSU):
Hochverehrter Herr Präsident, –

Vizepräsident Eduard Oswald:
Allein für diese Anrede gibt es ein bisschen Redezeit

obendrauf. Ich bitte Sie trotzdem, zu Ihrem Schlusssatz
zu kommen.

Dr. Heinz Riesenhuber (CDU/CSU):
– ich weiß die Mahnung zu würdigen.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Ich habe immerhin die Einleitung meiner Rede unterge-
bracht.

Ich darf zum Schluss betonen: Ich stimme denjenigen
zu, die darauf hinweisen, dass wir für eine Erhöhung der
Forschungsetats kämpfen müssen. Auf europäischer
Ebene wollten wir bis 2010 bei den Forschungsausgaben
einen Anteil von 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
erreichen.

(Dr. Martin Neumann [Lausitz] [FDP]: 
Richtig!)

Derzeit liegen wir bei einem Anteil von 2 Prozent.

(Dr. Martin Neumann [Lausitz] [FDP]: 
Richtig!)

In Deutschland betragen die Forschungsausgaben inzwi-
schen 2,8 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Wenn in
Europa durchschnittlich 3 Prozent erreicht werden sol-
len, dann muss Deutschland auf einen Anteil von
4 Prozent hinarbeiten. Nicht alle Länder werden sich
gleich entwickeln können. Wir werden kämpfen müssen,
um dieses Ziel zu erreichen. 

Wenn wir es geschafft haben, dann haben wir aller-
dings alles: die Konzepte, die Strukturen, die nationalen
Programme und den frohgemuten Unternehmungsgeist,
der insbesondere dem Deutschen Bundestag in glanzvol-
ler Weise zu eigen ist. Wenn dieser fröhliche Unterneh-
mungsgeist in die Wissenschaft, in die Wirtschaft und in
die europäischen Strukturen ausstrahlt, dann werden wir
einen Aufbruch erleben, der wichtiger als alle Strukturen
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und alles Geld ist. Es geht um die Freude an der Zukunft.
Zukunft geschieht, wenn man sich auf sie freut. Darauf
wollen wir hinarbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Herr Kollege, es lohnt sich immer, Ihnen zuzuhören.

Ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung auf Drucksache 17/5802. Der Ausschuss empfiehlt
unter Nr. 1 seiner Beschlussempfehlung die Annahme
des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP
auf Drucksache 17/5492 mit dem Titel „Gestaltung der
zukünftigen europäischen Forschungsförderung der EU
(2014–2020)“. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Das sind die Koalitionsfraktionen. Gegenprobe! –
Das sind die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und die
Fraktion Die Linke. Enthaltungen? – Das ist die Fraktion
der Sozialdemokraten. Die Beschlussempfehlung ist an-
genommen.

Unter Nr. 2 seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der
Ausschuss die Ablehnung des Antrags der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 17/5449 mit dem Titel
„Stärkung des Europäischen Forschungsraums – Die Vor-
bereitung für das 8. Forschungsrahmenprogramm in die
richtigen Bahnen lenken“. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen. Gegenprobe! – Das sind die Fraktionen des Bünd-
nisses 90/Die Grünen und der Sozialdemokraten.
Enthaltungen? – Das ist die Fraktion Die Linke. Die Be-
schlussempfehlung ist angenommen.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Nr. 3 sei-
ner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 17/5386 mit dem
Titel „Europäische Forschungsförderung in den Dienst
der sozialen und ökologischen Erneuerung stellen“. Wer
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die
Koalitionsfraktionen und das Bündnis 90/Die Grünen.
Gegenprobe! – Das ist die Linksfraktion. Enthaltungen? –
Das sind die Sozialdemokraten. Die Beschlussempfeh-
lung ist angenommen.
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